Stadt Leipzig

Ratsversammliung

Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-A-08849-VSP-01

Status: offentlich

Eingereicht von:
Dezernat Allgemeine Verwaltung

Betreff:

Stammbaum:
VI1I-A-08849 Fraktion DIE LINKE

VII-A-08849-VSP-01 Dezernat Aligemeine
Verwaltung

VII-A-08849-AA-02 Sascha Matzke

Terminfreier Zugang zu den Dienstleistungen der Bilirgerserviceburos

Beratungsfolge (Anderungen vorbehalten):
Gremium

DB OBM - Vorabstimmung
Dienstberatung des Oberbiirgermeisters
FA Aligemeine Verwaltung
Ratsversammlung

Rechtliche Konsequenzen

Der gemaf Ursprungsantrag gefasste Beschluss ware

l:’ Rechtswidrig und/oder

Voraussichtlicher Zustandigkeit
Sitzungstermin

Vorberatung

Bestatigung
10.10.2023 Vorberatung
18.10.2023 Beschlussfassung

D Nachteilig fir die Stadt Leipzig.

l:’ Zustimmung

l:’ Zustimmung mit Erganzung

Alternativvorschlag

Beschlussvorschlag

l:’ Ablehnung

l:’ Sachverhalt bereits beriicksichtigt

I:I Sachstandsbericht

1. Das Zugangssystem der Burgerburos wird flexibilisiert, sodass Einwohnerinnen und
Einwohner ganztagig mit und ohne Termin aufgerufen werden kénnen.

2. Eine digitale Bestatigungsfunktion in der Terminvergabe wird zugunsten von
Menschen, die digital weniger affin sind, nicht umgesetzt.

3. Uber das einheitliche Online-Terminvergabe-System der Stadt wird ein Wartezeiten-
Monitor fir Blurgerburos und andere Blirgerservicestellen eingefiihrt.

Raumlicher Bezug
Gesamtstadtischer Bezug

Zusammenfassung

Anlass der Vorlage:

|:| Rechtliche Vorschriften |:| Stadtratsbeschluss |:| Verwaltungshandeln
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Sonstiges: Antrag

Mit dem Antrag VII-A-08849 wird ein terminfreier garantierter Zugang zu den
Verwaltungsleistungen der Birgerbiros bis 11:00 Uhr gefordert.

Ein taglicher terminfreier Zugang zu den Dienstleistungen der Birgerburos bis 11:00 Uhr ist
bereits seit Januar 2023 Verwaltungshandeln, fiihrte allerdings nicht zu den gewlinschten
Ergebnissen. Nach der zusatzlichen Erprobung einer Garantiezeit bis 10:00 Uhr seit Juli
2023 wird von einer begrenzten Offnung fiir spontane Vorsprachen dringend abgeraten.

Alternativ wird eine ganztagige Offnung fiir Einwohner/-innen mit und ohne Termin
vorgeschlagen.

Weiterhin wird mit dem Anderungsantrag V1I-A-08849-AA-02 eine Bestatigungsfunktion fir
den termingebundenen Zugang gefordert, ohne dessen Auslésung der Termin wieder
freigegeben werden soll. Ziel ist es, Leerlauf durch nicht wahrgenommene Termine zu
verringern.

Diese Funktion ist aktuell nicht in der genutzten Software vorhanden und musste neu
beauftragt werden. Durchschnittliche betragt der Anteil, der nicht wahrgenommenen Termine
ca. 0,3 Prozent, ist also verschwindend gering. Mit der Umstellung auf eine ganztagige
Offnung fiir Einwohner/-innen mit und ohne Termin kénnen nicht wahrgenommene
Terminzeiten durch spontan vorsprechende Einwohner/-innen aufgefullt werden,
entsprechend ist die Bestatigungsfunktion nicht dringend erforderlich.

Finanzielle Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen X | nein wenn ja,
Kostengunstigere Alternativen geprift : nein : ja, Ergebnis siehe Anlage zur Begriindung
Folgen bei Ablehnung nein ja, Erlauterung siehe Anlage zur Begriindung
Handelt es sich um eine Investition (damit aktivierungspflichtig)? | nein | ja, Erlauterung siehe Anlage zur Begriindung
Im Haushalt wirksam von bis Héhe in EUR wo veranschlagt
Ergebnishaushalt Ertrage

Aufwendungen
Finanzhaushalt Einzahlungen

Auszahlungen

Entstehen Folgekosten oder Einsparungen? ‘ ‘ nein ‘ ‘ wenn ja, nachfolgend angegeben

Folgekosten Einsparungen wirksam von bis Héhe in EUR/Jahr wo veranschlagt

Zu Lasten anderer OE  Ergeb. HH Ertrage

Ergeb. HH Aufwand

Nach Durchfiihrung der

MafRnahme zu erwarten Ergeb. HH Ertrage

Ergeb. HH Aufwand (ohne
Abschreibungen)

Ergeb. HH Aufwand aus
jahrl. Abschreibungen

Steuerrechtliche Priifung X |nein wenn ja

Bgtteernehmerische Tatigkeiti.S.d. §§ 2 Abs. 1 und 2B nein ja, Erlauterung siehe Punkt 4 des Sachverhalts
Umsatzsteuerpflicht der Leistung nein ja, Erlauterung siehe Anlage zur Begriindung
Bei Vertragen: Umsatzsteuerklausel aufgenommen ja nein, Erlauterung siehe Anlage zur Begriindung
Auswirkungen auf den Stellenplan ‘ X ‘ nein ‘ ‘ wenn ja, nachfolgend angegeben

Beantragte Stellenerweiterung: Vorgesehener Stellenabbau:
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Ziele
Hintergrund zum Beschlussvorschlag:
Welche strategischen Ziele werden mit der MaBnahme unterstutzt?

2030 - Leipzig wachst nachhaltig!
Ziele und Handlungsschwerpunkte

Leipzig setzt auf
Lebensqualitat

O

OO 00O O

Balance zwischen
Verdichtung und Freiraum

Qualitat im offentlichen Raum
und in der Baukultur

Nachhaltige Mobilitat

Vorsorgende Klima- und
Energiestrategie

Erhalt und Verbesserung der
Umweltqualitat

Quartiersnahe Kultur-, Sport-
und Freiraum-angebote

Leipzig schafft soziale Stabilitat

[

]
]

]

Bei Bedarf tberschreiben (max. 50 ZML)

[

Chancengerechtigkeit in der
inklusiven Stadt

Gemeinschaftliche
Quartiersentwicklung

Bezahlbares Wohnen

Zukunftsorientierte Kita- und
Schulangebote

Lebenslanges Lernen

Sichere Stadt

Sonstige Ziele

Trifft nicht zu

Klimawirkung

Leipzig

wichst
nachhaltig!

Wirkung auf Akteure
[] surgerstadt

[] Region

|:| Stadtrat

|:| Kommunalwirtschaft

Verwaltung

Leipzig besteht im
Wettbewerb

O

OO 00O 0O

Positive
Rahmenbedingungen fir
qualifizierte Arbeitsplatze

Attraktives Umfeld fiir
Innovation, Griinder und
Fachkrafte

Vielféltige und stabile
Wirtschaftsstruktur

Vorsorgendes Flachen- und
Liegenschafts-management

Leistungsfahige technische
Infrastruktur

Vernetzung von Bildung,
Forschung und Wirtschaft

Leipzig starkt seine
Internationalitat

O oOono od

Weltoffene Stadt

Vielfaltige, lebendige Kultur-
und Sportlandschaft

Interdisziplinare
Wissenschaft und exzellente
Forschung

Attraktiver Tagungs- und
Tourismusstandort

Imagepragende
GroRveranstaltungen

Globales Denken, lokal
verantwortliches Handeln

Klimawirkung durch den Beschluss der Vorlage

Stufe 1: Grobe Einordnung zur Klimawirkung (Klimaschutzes und zur —-wandelanpassung)

Eingesetzte Energietrager (Strom,
Warme, Brennstoff)

E keine / Aussage nicht moglich

D erneuerbar

D fossil
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Reduziert bestehenden Energie- ; - . .
/Ressourcenverbrauch |Z| Aussage nicht moglich |:| la |:| nein

Speichert CO2-Emissionen (u.a. ; . : .
Baumpflanzungen) |Z| Aussage nicht méglich I:I ja |:| nein

Mindert die Auswirkungen des

Klimawandels (u. a. Entsiegelung, |z| Aussage nicht méglich |:| ja |:| nein
Regenwassermanagement)

Abschatzbare Klimawirkung mit ja, da Beschlussgremium RV, GVA, oder VA und mind. 5 E nein
erheblicher Relevanz Jahre Betriebs- und Nutzungsdauer

Vorlage hat keine abschatzbare lz, ia (Priifschema endet hier.)
Klimawirkung *

Stufe 2: Die Vorlage beriicksichtigt die zentralen energie- und klimapolitischen Beschliisse (s.
leipzig.de)

. . . = nicht bertihrt (Priifschema endet
D ja |:| nein (Begriindung s. Abwédqungsprozess) hier.

Stufe 3: Detaillierte Darstellung zur abschitzbaren Klimawirkung nur bei erheblicher Relevanz

|:| Berechnete THG-Emissionen (in t bzw. t./a):

l:l liegt vor: s. Anlage/Kapitel der Vorlage:

|:| wird vorgelegt mit: (z. B. Planungsbeschluss, Baubeschluss, Billigungs- und
Auslegungsbeschluss)

Sachverhalt
Beschreibung des Abwagungsprozesses:

Entfallt

. Eilbedurftigkeitsbegriindung

Entfallt

Il Begrindung Nichtoffentlichkeit

Entfallt

M. Strategische Ziele

Grundauftrag der Verwaltung bleibt es, Daseinsvorsorge und Rechtsstaatlichkeit in einer sich
stark wandelnden, digitalisierten Welt zu sichern und durchzusetzen. Zugleich muss sie auf
sich verandernde Burgerbedurfnisse eingehen und nachhaltiges Wachstum zielorientiert
gestalten. Die Blrgerburos tragen dazu wesentlich bei.

Eine inklusive Stadtgesellschaft, die Chancengerechtigkeit fur jeden Einzelnen bietet, ist ein
wichtiger Faktor der Zukunftsfahigkeit von Stadten, aber auch des sozialen
Zusammenlebens in Quartieren. Ein gutes Miteinander verschiedener Menschen in ihrer
Vielfalt erfordert den Abbau von Barrieren - im baulichen wie im gesellschaftlichen Sinne.
Ziel ist deshalb, inklusives Denken und Handeln zu fordern. Infrastruktur, 6ffentlicher Raum,
Leistungen und Angebote sollen bedarfsgerecht, fir alle zuganglicher und inklusiver gestaltet
werden.
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IV. Sachverhalt
1. Begriindung Alternativvorschlag

Erstmals nach Ende der Pandemie, ermdglichte die Abteilung Birgerbiros seit dem
23.01.2023 wieder die Vorsprache fur Einwohner/-innen ohne Termin in den Blrgerblros fur
das gesamte Dienstleistungsportfolio. Flr Einwohner/-innen, die ein spontanes Anliegen
hatten, stand in allen zwéIf Blirgerburos bis 11:00 Uhr ein Wartemarkenkontingent zur
Verfiigung. Die Kontingentierung war nétig, um den Ubergang von terminfreier Zeit am
Morgen zu vorab gebuchten Terminen am Mittag zu erméglichen. In dieser Zeit ist es
regelmafig vorgekommen, dass das Kontingent an Wartemarken fiir die spontane
Vorsprache vor 11:00 Uhr erschopft war. Einwohner/-innen ohne Termin mussten zugunsten
der punktlichen Bearbeitung von Einwohner/-innen mit Termin weggeschickt werden.

Beginnend ab dem 24.07.2023 wurden deshalb die Prozesse zur Besucher/-innensteuerung
dahingehend angepasst, dass Spontankund/-innen eine Bearbeitungsgarantie bis 10:00 Uhr
zugesichert wurde: wer vor 10:00 Uhr eine Wartemarke zog, wurde bedient. Dem Antrag
wurde dahingehend bereits entsprochen.

In der taglichen Arbeit in den Bilrgerbiros hat sich gezeigt, dass dieses Versprechen einer
Bearbeitungsgarantie grundlegende Herausforderungen mit sich bringt:

e Die durchschnittliche Wartezeit steigt deutlich an. Sie betragt im Juli 2023 ca. 46
Minuten, in einigen Fallen jedoch auch mehrere Stunden.
Zum Vergleich: Die durchschnittliche Wartezeit mit Termin betragt im Juli ca. 8
Minuten. Vor der Pandemie betrug die durchschnittliche Wartezeit ca. 20 bis 25
Minuten.

¢ Insbesondere in Biirgerbiros mit wenigen Mitarbeiter/-innen (z.B. Liebertwolkwitz,
Bohlitz-Ehrenberg, Wiederitzsch) oder besonders beliebten Burgerburos (z.B. Otto-
Schill-Stral3e, Stotteritzer StralRe) kommt es regelmafig zur Uberlastung.

e Um eine optimale Auslastung der Personalressourcen zu gewahren, muss die Zahl
der online angebotenen Termine reduziert werden, was zu einer weiteren
Beschwerdelage fuhrt.

e UnverhaltnismafRig hohe Komplexitat der Zugangssteuerung auf Seiten der Behorde
als auch fur Einwohnerinnen und Einwohner.

Entsprechend dieser Erfahrungen wird von einer Fortflihrung dieses Systems dringend
abgeraten.

Nachste Schritte

Unabhangig von der Zugangssteuerung wird zunachst das zentrale IT-System der
Birgerblros Anfang Oktober umgestellt. Das neue System dient zur Verwaltung des Melde-,
Pass-, Personalausweis- und elD-Kartenregisters sowie als Kassenprogramm fur alle
Geblhren. Zur Produktivsetzung missen alle Daten aus dem alten Verfahren migriert
werden. In diesem Zuge werden auch zentrale Bearbeitungsprozesse umgestellt und
vereinfacht.

Aufgrund von Schulungen und zur Migration der Daten in das neue Verfahren sind die
Personalkapazitaten im August, September und Oktober eingeschrankt. Aus diesem Grund
kommt es zu SchlieBungen.

Anschlie3end, nach Umstellung auf das neue IT-System, sollen die Blrgerburos ab
November wieder ganztagig flir Einwohner/-innen mit und ohne Termin gedffnet sein.
Erwartet wird eine bessere Verteilung von und ein einfacherer Zugang fur Einwohner/-innen
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mit und ohne Termin.
Die Information der Offentlichkeit erfolgt Gber die Ubliche Presse- und Offentlichkeitsarbeit.

Perspektivisch erhalten die Besucher/-innen der Blrgerbiros, durch einen sogenannten
Wartezeitenmonitor im Internet, Einsicht in die aktuelle Auslastung der Warteraume und
konnen auf dieser Basis entscheiden, welches Burgerburo sie aufsuchen méchten oder ggf.
einen anderen Zeitpunkt fur die Erledigung ihrer Anliegen wahlen.

Fur die Integration des Wartezeitenmonitors bedarf es aktuell noch Abstimmungen zwischen
dem Fachverfahrenshersteller und der Lecos.

In Folge des Beschlusses zur Vorlage VII-DS-07913 ,Einrichtung zusatzlicher Stellen zur
Bewaltigung der Herausforderungen aus der Wohngeldreform und dem anhaltenden
Zuwanderungsgeschehen gem. §77 Abs. 3 Ziffer 7 SdchsGemO und Bestatigung gem. §79
Abs. 1 SachsGemOQO* im Dezember 2022 wurden bereits funf neue Mitarbeiter/-innen
eingestellt, 2024 folgen auf Grundlage der Stellenplanung 2023/2024 und der Antrage der
Fraktionen weitere 10 Stellen fur das Amt Burgerservice. Ausschreibungen fur die Stellen
beginnen im Oktober 2023. Der Personalaufwuchs wird perspektivisch eine zusatzliche
Entlastung herbeifuhren.

Bestaitigungsfunktion fiir gebuchte Termine

Weiterhin wird mit dem Anderungsantrag VII-A-08849-AA-02 eine Bestatigungsfunktion fir
den termingebundenen Zugang gefordert. Einwohner/-innen mit Termin sollen den Termin
kurz vorher erneut bestatigen. Wenn keine Bestatigung erfolgt, soll der Termin wieder
freigegeben werden. Ziel ist es, Leerlauf durch nicht wahrgenommene Termine zu
verringern. Der Vorteil einer Bestatigungsfunktion liegt in der héheren Verbindlichkeit der
Terminbuchung.

Diese Funktion ist aktuell nicht in der genutzten Software vorhanden und misste beim
Hersteller neu beauftragt werden. Im Moment erhalten Einwohner/-innen mit Termin drei
Tage vor dem gebuchten Termin eine Erinnerungsmail (ohne Bestatigungsfunktion, jedoch
mit dem Hinweis auf eine unkomplizierte Stornierung des Termins).

Durchschnittlich betragt der Anteil, der nicht wahrgenommenen Termine aktuell ca. 0,3
Prozent, ist also verschwindend gering.

Ein Nachteil einer Bestatigungsfunktion liegt darin, dass der Zugang fir Menschen, die digital
weniger affin sind, erschwert werden wurde. Zudem haben viele Menschen, die Termine
Uber das Burgertelefon buchen, keine eigene Emailadresse, sodass der Termin in diesen
Fallen nicht bestatigt werden kann.

Auch bei einer Bestatigungsfunktion kann nicht ausgeschlossen werden, dass diese im
Spam-Ordner landet.

Mit der Umstellung auf eine ganztagige Offnung fiir Einwohner/-innen mit und ohne Termin
ab November, kdnnen nicht wahrgenommene Terminzeiten durch spontan vorsprechende

Einwohner/-innen aufgefillt werden. Entsprechend sind die Vorteile der Bestatigungsfunktion
hinfallig.

2, Realisierungs- / Zeithorizont

Eine Umstellung des Zugangssystems auf eine ganztagige Offnung fiir Einwohner/-innen mit
und ohne Termin erfolgt im November 2023.
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Anlage/n
Keine
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	Auch bei einer Bestätigungsfunktion kann nicht ausgeschlossen werden, dass diese im Spam-Ordner landet.
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